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EDITORIAL

Liebe Leser,

Das Regieren für die Große Koalition wird sicht-
bar schwerer, die SPD/Grünen-dominierten 
Länder spielen zunehmend ihren Einfluss aus. 
So kommt es wohl doch zu einem Vermittlungs-
verfahren zum Zollkodexanpassungsgesetz. 
Nachdem der Finanzausschuss des Bundes-
rates am 11.12.2014 die Einberufung des VA 
empfohlen hat, wird der Bundesrat am 19.12. 
hierüber befinden. Die Chancen, dass das Ple-
num der Empfehlung nicht folgt, sind klitze-
klein. Kritisiert wird, dass die große Koalition 
im Gesetzgebungsverfahren nur einen kleinen 
Teil der Forderungen der Länder in das Gesetz 
aufgenommen hat. Zudem wird insbesonde-
re die Nichtberücksichtigung der Vorschläge 
zur sog. Schließung von Gesetzeslücken im 
Umwandlungssteuerrecht, zur Verhinderung 
missbräuchlicher grenzüberschreitender Steu-
ergestaltungen sowie zur Einbeziehung von 
Veräußerungsgewinnen aus Streubesitzbetei-
ligung in die Steuerpflicht bemängelt. Auch in 
Sachen Solidaritätszuschlag sind sich Bund und 
Länder nur in einem einig – die Gelder aus dem 
Soli sollen auch nach 2019 zur Verfügung ste-
hen. Seit Monaten ringen Bund und Länder um 
eine Lösung für Aufteilung und Modus – ohne 
Erfolg. So auch gestern bei einem Treffen zwi-
schen Bundeskanzlerin Merkel und den Minis-
terpräsidenten. Da man nicht mit einer Lösung 
aufwarten konnte, blieb lediglich die Ankündi-
gung, dass bis Juni 2015 ein Weg gefunden sein 
soll.

Dr. Tanja Wiebe, LL.M. 
Managing Director FinTax policy advice

→→ TOP-ISSUES

CDU-PARTEITAG BESCHLIESST KURSBEIBEHALTUNG IN 
DER STEUERPOLITIK

Am vergangenen Dienstag und Mittwoch (09. und 10.12.2014) fand der 27. Par-
teitag der CDU in Köln statt. Dabei wurde der Antrag des Bundesvorstands „Wir 
arbeiten für Deutschlands Zukunft“ mit Fokus auf die steuerliche Förderung von 
Gründern beschlossen. Steuerpolitisch stellt die CDU in dem Antrag klar, dass nö-
tige Spielräume für Investitionen und Steuerentlastungen durch eine konsequente 
Konsolidierung des Bundeshaushaltes erarbeitet werden müssen. Dies sei vor dem 
Hintergrund von Rekordsteuereinnahmen nicht nur möglich, sondern angesichts 
der derzeitigen Ausgabenstruktur auch nötig. Überdies soll das vom Bundesminis-
ter der Finanzen angekündigte Investitionsprogramm in Höhe von 10 Mrd. Euro 
einen wichtigen Beitrag zu dem beabsichtigten Ziel der Investitionssteigerung leis-
ten. Steuererhöhungen lehnt die CDU dagegen weiterhin ab. (...)

Den vollständigen Artikel erhalten Sie als Abonnent auf Seite 3
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Sie lesen hier die auf die ersten beiden Seiten 
gekürzte lite-Version des BID. Gerne bieten 
wir Ihnen an, die vollständige Ausgabe kosten- 
los und unverbindlich für 2 Wochen zur Probe 
zu bestellen. Weitere Informationen hierzu 
auf Seite 3. 

BUNDESTAG: GESETZESÄNDERUNG ZUR SELBSTANZEIGE 

Der Regierungsentwurf zur strafbefreienden Selbstanzeige wurde am 04.12.2014 vom 
Bundestag ohne Änderungen beschlossen (zum Regierungsentwurf siehe BID Steuer-
politik 2014.40). Da die Länder bereits zuvor auf eine Stellungnahme zu dem Gesetz 
verzichtet hatten, gilt die Zustimmung des Bundesrats am 19.12.2014 als sicher. Damit 
steht einem Inkrafttreten der Neuregelungen am 01.01.2015 nichts mehr im Wege.  

BEPS-WEBCAST AM 15.12.2014 

Am kommenden Montag, dem 15.12.2014 wird mit dem 5. Webcast der OECD der ak-
tuelle Stand zum BEPS-Projekt mitgeteilt. http://goo.gl/nkmVuF 

BMF-SCHREIBEN: NICHTBEANSTANDUNGSREGELUNG BEI DER ERWEITERUNG DER 

STEUERSCHULDNERSCHAFT DES LEISTUNGSEMPFÄNGERS (§ 13B USTG) AUF LIEFE-

RUNGEN VON EDELMETALLEN UND UNEDLEN METALLEN 

Mit dem BMF-Schreiben vom 05.12.2014 wird die Übergangsregelung in Abschnitt II 
Nr. 2 des BMF-Schreibens vom 26.09.2014 für Lieferungen von Edelmetallen (mit Aus-
nahme von best. Lieferungen von Gold), unedlen Metallen, Selen und Cermets bis zum 
30.06.2015 verlängert. Der Finanzausschuss des Bundestages hatte in der vergangenen 
Woche in Abstimmung mit den Ländern um die Verlängerung der Nichtbeanstandungs-
regelung im Zuge der Beschlussempfehlung zum ZollkodexAnpG gebeten (siehe hierzu 
BID Steuerpolitik 2014.50). Mit dem vorliegenden BMF-Schreiben wird dieser Punkt 
nunmehr umgesetzt. http://goo.gl/CXhfQJ 
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Bundestag: 75. bis 77. Sitzung 
keine steuerpolitisch relevanten Themen

Bundesrat: 929. Sitzung u. a. zum Gesetz zur 
Anpassung der Abgabenordnung an den Zoll-
kodex der Union und zur Änderung weiterer 
steuerlicher Vorschriften

Bundesverfassungsgericht: Urteilsverkün-
dung in Sachen „Erbschaftsteuer“ 

Stakeholder: Fachgespräch der CDU/CSU 
zum Urteil des BVerfG zur Erbschaftsteuer

ECOFIN: POLITISCHE EINIGUNG ZUR MUTTER-TOCHTER-
RICHTLINIE UND ANNAHME EINER RICHTLINIE ZUM 
AUTOMATISCHEN AUSTAUSCH VON INFORMATIONEN

Am vergangenen Dienstag, den 09.12.2014 hat der EU-Ministerrat für Wirt-
schaft und Finanzen (EcoFin) mehrere steuerpolitische Beschlüsse gefasst.  (...)

Den vollständigen Artikel erhalten Sie als Abonnent auf Seite 4

BMF-SCHREIBEN: AUSSTELLUNG VON STEUERBESCHEINI-
GUNGEN FÜR KAPITALERTRÄGE NACH § 45A ABS. 2 UND 
3 ESTG

Mit BMF-Schreiben vom 03.12.2014 werden die Muster für Steuerbescheini-
gungen für Kapitalerträge, die nach dem 31.12.2013 zufließen, angepasst.  (...)

Den vollständigen Artikel erhalten Sie als Abonnent auf Seite 6

BFH: VORLAGEBESCHLUSS ZUM BVERFG ZUR VERFAS- 
SUNGSWIDRIGKEIT DER EINHEITSBEWERTUNG DES 
GRUNDVERMÖGENS

Anlässlich einer Klage gegen eine Einheitswertzurechnung zum 01.01.2009 (West-
Berlin), hat der Bundesfinanzhof (BFH) nun mit Beschluss vom 22.10.2014 (II R 
16/13) die Frage der Verfassungsmäßigkeit der Einheitsbewertung des Grundver-
mögens seit dem Feststellungszeitpunkt 01.01.2009 wegen Verstoßes gegen den 
allgemeinen Gleichheitsgrundsatz in Art. 3 Abs. 1 GG dem Bundesverfassungsge-
richt (BVerfG) zur Entscheidung vorgelegt. (...)

Den vollständigen Artikel erhalten Sie als Abonnent auf Seite 8

Ein weiteres Thema dieser Ausgabe

BFH: TARIFVERGÜNSTIGUNG AUF VERGÜTUNGEN FÜR 
MEHRJÄHRIGE TÄTIGKEITEN BEI DEN GEWINNEINKÜNFTEN 

Diesen Artikel erhalten Sie als Abonnent auf Seite 10
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schleswiG-holsteiN:  
Vorreiter bei bürGerdiVideNde uNd ccs-Verbot
schleswig-holstein hat mit dem regierungswechsel im Mai 2005 als erstes bundesland ein energiewendeministerium geschaffen. unter der Führung des stellvertretenden Ministerpräsidenten robert habeck (bündnis 90/die Grünen) besetzt das land derzeit verschiedene energiethemen. in dieser woche stand im bundesrat eine initiative gegen „Fracking“ auf der Agenda, die das land ge-meinsam mit Nrw eingebracht hat (bid 2013.05). Nun hat schleswig-holstein auch das thema ccs auf die politische Agenda gehoben und am dienstag, 29. Januar 2013, als erstes bundesland eine Gesetzesinitiative zum Verbot von car-bon capture and storage (ccs) verabschiedet. Zudem wurde in dieser woche bekanntgegeben, dass der übertragungsnetzbetreiber tennet in schleswig-hol-stein ein pilotprojekt zur bürgerbeteiligung starten wird. Gemeinsam mit dem schleswig-holsteinischen Ministerpräsidenten torsten Albig (spd) stellte lex hartmann, Geschäftsführer von tennet, der zuletzt häufig wegen Verzögerun-gen beim Netzanschluss von offshore-windparks kritisiert wurde, die pläne am 30. Januar vor. Ganz im sinne der von bundesumweltminister peter Altmaier im rahmen des 10-punkte-plans vorgestellten „bürgerdividende“ sollen sich insbe-sondere Anrainer mit einer Mindestsumme von 1.000 euro am bau der geplan-ten 380-Kilovolt-leitung an der westküste beteiligen können. (...)

 → positioNeN

bid energiepolitik 2013.06 vom 04.02.2013

editoriAl
liebe leser,

lange hatte bundeswirtschaftsminister rös-
ler gebetsmühlenartig wiederholt, dass beim 
eeG endlich etwas passieren müsse, nun hat 
ihn sein Amtskollege Altmaier (offensichtlich 
freudig) mit einem Vorschlag zur „strompreis-
sicherung“ überrascht. Aber nur damit keine 
Missverständnisse auftreten, dadurch soll 
„die grundlegende reform des eeG“ nicht er-
setzt werden. Für den großen wurf brauche 
man jedoch mehr Zeit – und eine andere bun-
desratsmehrheit. das werden die Freunde im 
bMwi nicht gerne hören, denn die arbeiten 
intensiv an einem Konzept für ein zukünftiges 
strommarkt-design, das natürlich wesentlich 
von den erneuerbaren energien mitgeprägt 
werden wird. Klar ist aber schon jetzt, dass 
der „energy only“-Markt um leistungsbe-
standteile ergänzt werden soll, die die Ver-
sorgungssicherheit gewährleisten. Vielleicht 
bietet ja der für ende März angekündigte 
energiegipfel bereits die Gelegenheit zur Vor-
stellung konkreter Vorschläge. Jedenfalls hat 
der Koalitionsgipfel den Ministern rösler und 
Altmaier am donnerstag einige hausaufga-
ben mitgegeben.

dr. sandra busch-Janser 
Vorsitzende polisphere e.V. & herausgeberin bid

Olaf Schulze, energiepolitischer Sprecher der  
SPD-Landtagsfraktion Schleswig-Holstein 
erneuerbare energien brauchen keine co2-speicher. (Ndr, 29.01.2013)http://goo.gl/jlQrZ

probeAboNNeMeNt
sie lesen hier die auf die ersten beiden seiten 
gekürzte lite-Version des bid. Gerne bieten 
wir ihnen an, die vollständige Ausgabe kos-
tenlos und unverbindlich für 4 wochen zur 
probe zu bestellen. weitere informationen 
hierzu auf seite 3. 

Lex Hartman, Geschäftsführer von tennet 
wir wollen den Menschen an der westküste die Möglichkeit bieten, sich an ihrer leitung auch finanziell zu beteiligen. hierdurch und durch den breiten dialogprozess zur trassenfindung wollen wir für Akzeptanz wer-ben, damit eines der wichtigsten projekte für die energiewende gelingt. (schleswig-holstein, 29.01.2013) http://goo.gl/5eszA

den vollständigen Artikel erhalten sie als Abonnent auf seite 3
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EEG VOR DER 1. LESUNG

Opposition, Verbände und NGOs kritisieren 

Industrieausnahmen, Ausschreibungen, Stich-

tagsregelung, Eigenverbrauch und Vertrauens-

schutz beim neuen EEG.

EEG
EFFIZIENZ KLIMA

VERBRAUCHER
TRADE

STAKEHOLDER ........................

Bundesnetzagentur: Einspeisever-

gütung für PV-Anlagen sinkt erneut 

um nur ein Prozent

VKU: Gemeinsame Pressemittei-

lung von DST, DStGB, Deutscher 

Landkreistag und VKU

BDEW: Energieausweis bekommt 

mehr Gewicht / Nach wie vor feh-

len steuerliche Anreize zur Gebäu-

desanierung  u.a. 
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ENERGIEEFFIZIENZ-AKTIONSPLÄNE 

UND AKTIONSPROGRAMM KLIMA-

SCHUTZ

Bundesregierung lässt Abgabe-Termin für 

Nationalen Energieeffizienz-Aktionsplan ver-

streichen.

MIFID II: EU-PARLAMENT VERAB-

SCHIEDET AUFSICHT FÜR ENERGIE-

MÄRKTE

MiFID II schafft organisierte Handelsplattfor-

men (OTF) und stuft Emissionsberechtigungen 

künftig in jedem Fall als Finanzinstrumente ein. 
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Sanktionsmaßnahmen stehen 

DEA-Verkauf nicht entgegen

6.181 KWK-Anlagen in 2013

Natur- und Gewässerschutz ge-

gen Wasserkraft

Keine Eigenversorgung Bayerns

Erdgas-Umlage mit Überschuss

EEG-Umlage bringt Steuerplus 

von 260 Mio. Euro

BesAR bisher ohne Verankerung 

im Gesetz

Finanzierung von Atomforschung 

am KIT

Zweifel an Ausschreibungssystem

Linke hinterfragt Notwendigkeit 

von neuen Übertragungsleitungen

LNG als Alternative

Fragen zum Atommülllager 

Schacht Konrad

Was bringt das Klimaschutz-So-

fortprogamm

Kanadische Energieimporte in 

der Kritik

BUNDESRAT ....................................
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322. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Na-

turschutz und Reaktorsicherheit

648. Sitzung des Verkehrsausschusses

835. Sitzung des Wirtschaftsausschusses

AUSBLICK AUF KW19 

KOMPLETTE ÜBERSICHT – SEITE 25

 BUNDESTAG ....................................
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33. Sitzung des Bundestages

12. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Na-

turschutz, Bau und Reaktorsicherheit

13. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Na-

turschutz, Bau und Reaktorsicherheit

09. Sitzung des Ausschusses für Verkehr und 

digitale Infrastruktur

STAKEHOLDER ....................................
........... 

G7 Energieministertreffen

MCC Kongress Erneuerbare Energien 2014

Umweltministerkonferenz

Berliner Wirtschaftsgespräche zur Klimapolitik

Energiewende Großdemonstration

UPDATE ....................................
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....................................
....................................

.......  

Gesetz zur grundlegenden Reform des 

Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur 

Änderung weiterer Vorschriften des Energie-

wirtschaftsrechts

Gesetz zur Ergänzung des Baugesetzbuchs

Gesetz zur Einführung einer Länderöffnungsklau-

sel zur Vorgabe von Mindestabständen zwischen 

Windenergieanlagen und Wohnnutzungen

STATUS ZUM 05.05.2014 
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VERABSCHIEDET ....................................
....... 

Gesetz zum Vorschlag für einen Beschluss 

des Rates zur Aufhebung des Beschlusses 

2007/124/EG, EURATOM des Rates

ANLAGEN ....................................
..................

Im Anhang finden Sie alle wichtigen Hinter-

grunddokumente wie bspw. Referentenent-

würfe, Drucksachen, Positionen und Studien.

DATENBANK ....................................
................

Als Abonnent können Sie die Hintergrunddo-

kumente dieser und aller bisherigen Ausgaben 

in unserer Dokumentendatenbank abrufen.

DOKUMENTENSERVICE  ................................

Rufen Sie uns unter 030. 20 45 41 20 an, fragen 

Sie nach von Ihnen benötigten Dokumenten 

und wir senden Ihnen diesen bequem per Mail.

NEU

ENERGIEPOLITIK BERLINER INFORMATIONSDIENST 

EDITORIAL – We’ve been looking for #freedom 
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 www.netzpolitik.bid.agDATENSCHUTZBEAUFTRAGTE FOR-DERN ENDE DER VORRATSDATEN-SPEICHERUNG IN EUROPADie Datenschutzbeauftragte des Bundes und 
der Länder sprechen sich auf ihrer Konferenz 
gegen die anlasslose und massenhafte Vorrats-
datenspeicherung aus.

VDS EUGH

BUNDESRAT .................................................................................................

keine Ergebnisse

ARBEIT

SICHERHEIT MAIL

INNOVATION
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MICROSOFT STELLT IDEEN FÜR DIGITALES 
ARBEITEN VOR

E-MAIL MADE IN GERMANY
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Datenerhebung in Privat-Kraft-
fahrzeugen

Die persönlichen Daten von Ar-
beitnehmern

Berufe in den Datenbanken des 
BND

Der Umgang der Sicherheitsbe-
hörden mit digitalen Datenträ-
gern
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Angelegenheiten

835. Sitzung des Wirtschaftsausschusses
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9. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft und 
Energie

STAKEHOLDER ............................................... Netzpolitischer Abend der SPD re:publica 2014
11. MediaNight der CDU

NEU......................................................................  Gesetz zur Änderung des Antiterrordateige-
setzes und anderer Gesetze

UPDATE ............................................................  Gesetz zur Strafbarkeit der Datenhehlerei

STATUS ZUM 05.05.2014 

KOMPLETTE ÜBERSICHT – SEITE 10VERABSCHIEDET ........................................... keine Ereignisse

ANLAGEN ......................................................Im Anhang finden Sie alle wichtigen Hinter-
grunddokumente wie bspw. Referentenent-
würfe, Drucksachen, Positionen und Studien.

DATENBANK ....................................................Als Abonnent können Sie die Hintergrunddo-
kumente dieser und aller bisherigen Ausgaben 
in unserer Dokumentendatenbank abrufen.

DOKUMENTENSERVICE  ................................Rufen Sie uns unter 030. 20 45 41 20 an, fragen 
Sie nach von Ihnen benötigten Dokumenten 
und wir senden Ihnen diesen bequem per Mail.

NEU
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VERLÄNGERUNG DER PEPP-OPTIONS-

PHASE

Auf der Klausurtagung von CDU/CSU- und SPD-

Fraktion am 29. Mai in Königswinter wurde 

beschlossen, dass das pauschalierende Entgelt-

system für die Psychiatrie und Psychosomatik 

(PEPP) nochmals überprüft werden und die Op-

tionsphase verlängert werden soll. 

PATIENTEN

VERGÜTUNG
PSYCH

HEBAMMEN

E-HEALTH

STAKEHOLDER ........................
.......................

G-BA-Fachtagung zu drei Jahren AMNOG: 

Hecken wirbt für Fortsetzung des konstrukti-

ven Dialogs

vdek fordert verbindliche Regelung im 

Gesetz zur Verbesserung der Leistungen für 

Pflegebedürftige und zur Errichtung eines 

Pflegevorsorgefonds

FVDZ stellt politische Forderungen auf

AN
AL

YS
E

STUDIEN ZUR INTERNETNUTZUNG 

UND DATENSICHERHEIT VON KRAN-

KENHÄUSERN

Die E-Patienten-Studie 2014 untersucht neben 

dem Internetnutzungsverhalten im Gesund-

heitsbereich, u. a. wie sich die Internetnutzung 

eines Patienten auf die Kommunikation mit 

dem Arzt und die Therapietreue auswirkt. 
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TOP-ISSUES 

AB SEITE 2

BUNDESTAG ........................
........................

...

Maximale Höhe der GKV-Zusatzbeiträge

Fragen zu Grippemitteln (Tamiflu und Re-

lenza) 

BUNDESRAT ........................
........................

... 

595. Sitzung des Gesundheitsausschusses 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Weiterent-

wicklung der Finanzstruktur und der Qualität 

in der gesetzlichen Krankenversicherung

AUSBLICK AUF KW19 
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 BUNDESTAG ........................
........................

...

34. Sitzung des Bundestages 

10. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit

11. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit – 

Öffentliche Anhörung 

STAKEHOLDER ........................
....................... 

ConhIT 2014 

Kompetenztag Pflege des Verbands der Priva-

ten Krankenversicherungen

NEU........................
........................

......................  

keine Ereignisse

UPDATE ........................
........................

............  

Gesetz zur Weiterentwicklung der Finanz-

struktur und der Qualität in der gesetzlichen 

Krankenversicherung (GKV-FQWG)
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VERABSCHIEDET ........................
................... 

keine Ereignisse

SE
RV

IC
E ANLAGEN ........................

........................
......

Im Anhang finden Sie alle wichtigen Hinter-

grunddokumente wie bspw. Referentenent-

würfe, Drucksachen, Positionen und Studien.

DATENBANK ........................
........................

....

Als Abonnent können Sie die Hintergrunddo-

kumente dieser und aller bisherigen Ausgaben 

in unserer Dokumentendatenbank abrufen.

DOKUMENTENSERVICE  .......................
.........

Rufen Sie uns unter 030. 20 45 41 20 an, fragen 

Sie nach von Ihnen benötigten Dokumenten 

und wir senden Ihnen diesen bequem per Mail.

NEU

GESUNDHEITSPOLITIK BERLINER INFORMATIONSDIENST 

ERGEBNISSE DER ARBEITSGRUPPE 

„VERSORGUNG MIT HEBAMMEN-

HILFE“

Bundesgesundheitsminister Gröhe kündigte 

an, dass die steigenden Haftpflichtprämien 

durch einen steigenden Anstieg der Vergü-

tung ausgeglichen werden sollen.

GEMEINSAMER BUNDESAUSSCHUSS ...........

keine Beschlüsse in diesem Zeitraum

VERGÜTUNG

http://Weitere Informationen finden Sie unter monitoring.tagesspiegel.de
http://www.monitoring.tagesspiegel.de

